
 zu vergeben. Wenn 
es am 27. September ein neues Parlament wählt, ent-
scheidet es auch, wer künftig im Kanzleramt residieren 
soll. Angenommen, der Posten wäre im Stellenmarkt 
einer großen Zeitung ausgeschrieben, dann stünde dort 
wohl: »Traditionsreiches Unternehmen mit 82 Millio-
nen Mitarbeitern sucht Führungspersönlichkeit (m/w). 
Wir bieten große Entscheidungsspielräume und ein 
Team, das Sie selbst aufbauen können. Die Stelle ist zu-
nächst auf vier Jahre befristet.« Und weiter unten wäre 
zu lesen: »Sie lieben die Herausforderung: Einer Wirt-
schaftskrise begegnen Sie ebenso entschlossen wie 
dem Klimawandel, Debatten über Genmais und Kern-
kraft scheuen Sie nicht, die Zwänge der Globalisierung 
wecken Ihre Eigeninitiative. Idealerweise haben Sie be-
reits Erfahrung mit alternden Gesellschaften.«

Nehmen wir weiter an, es gäbe auch ein Bewer-
bungsgespräch. Angela Merkel käme, Frank-Walter 
Steinmeier auch, und vielleicht würde sogar ein selbst-
bewusster Guido Westerwelle aufkreuzen. Auf die Fra-
ge, warum gerade sie die Stelle bekommen sollten, 
würden die Kandidaten antworten: »Weil ich die Ab-
wrackprämie verlängert habe!«, »Weil ich Angestellten 
einen 300-Euro-Bonus zahle, die keine Steuererklärung 
einreichen!« oder: »Weil ich die Steuern senken will!« 
Würde nicht jeder Personalchef irritiert nachhaken: 
»Haben Sie denn unsere Anzeige nicht gelesen? Wissen 
Sie nicht, was für Probleme die Deutschland AG hat?«

Leider gibt es im jetzigen Wahlkampf weder das Vor-
stellungsgespräch noch den Personalchef, der sich die 
Bewerber vorknöpft. Trotzdem stellt sich die Frage: Ha-
ben die Wahlkämpfer nicht verstanden, worum es ei-
gentlich geht? Deutschland steht tatsächlich vor riesi-
gen Herausforderungen � und den Kandidaten fällt 
nichts Besseres ein, als mehr Netto vom Brutto zu ver-
sprechen. Dabei ist es kein Geheimnis, wofür sich der 
nächste Kanzler (oder die nächste Kanzlerin) zuerst 
stark machen müsste, will er sein Land auf die Zukunft 
vorbereiten: für Wissenschaft und Bildung. Die K-Frage 
ist vor allem auch eine W-Frage: Wer hat das beste Kon-
zept für eine Wissensrepublik Deutschland? 

Warum? Ganz einfach: Wer auch immer die Wahl 
gewinnt, wird hinterher mit drängenden Fragen kon-
frontiert sein, die nur mit den Erkenntnissen und Er-
rungenschaften der Forschung zu beantworten sind: 
Wie kann Deutschland dazu beitragen, den Klimawan-
del aufzuhalten? Soll es in erneuerbare Energien inves-
tieren oder lieber in die Erforschung einer Technologie, 
mit der man CO

2 
unterirdisch lagern kann? Wie ent-

wickeln wir Therapien gegen Alzheimer oder Krebs, 
ohne ethische Grenzen zu überschreiten? Und wie bil-
den wir unsere Kinder so aus, dass sie uns künftig da-
bei helfen können, Fragen wie diese zu lösen?

Zudem ist eine gute Forschungspolitik immer auch 
eine gute Wirtschaftspolitik � und damit ein wichtiges 
Mittel, nicht den Anschluss zu verlieren. Das zeigt auch 
eine Studie, die das Hamburgische Weltwirtschafts-
Institut (HWWI) gerade zusammen mit ZEIT Wissen 
veröffentlicht hat: Würden die wissensbasierten Sekto-
ren ihre Wertschöpfung um 10 Prozent steigern, wüch-
se die gesamte deutsche Wirtschaft um 2,1 Prozent.

Der Wohlstand eines Landes, das weder Öl noch 
Gas, noch andere Bodenschätze besitzt, hängt davon 
ab, ob es ihm gelingt, das »Karussell des Fortschritts« in 
Schwung zu bringen: Wo viel geforscht wird, entsteht 
mehr Wissen. Wo mehr Wissen ist, wird mehr weiterge-
geben. Und wo mehr weitergegeben wird, gibt es mehr 
kluge Köpfe � die wiederum mehr forschen können. 
Zugleich, und das ist das Vergnügliche an dieser Karus-
sellfahrt, entstehen mit jeder Drehung neue Ideen, mit 
denen sich Geld verdienen lässt. 

Völlig neu ist das nicht. Vokabeln wie »Technologie-
führerschaft«, »Innovation« und »Wissensgesellschaft« 
gehören schon lange zum Standardrepertoire von Politi-
kern. Und doch scheuen die meisten davor zurück, sich 
die Wissenschaft auf die Fahnen zu schreiben und da-
mit in den Wahlkampf zu ziehen. Aus einem einfachen 
Grund: Kraftanstrengungen für Forschung und Bildung 
zahlen sich oft erst nach Jahrzehnten aus. Wann der Heu-
reka-Moment kommt und was dann daraus wird, weiß 
niemand. Im Wahlkampf zählen jedoch nur Verspre-
chen, die sich binnen einer Amtszeit einlösen lassen.

Die Folgen sind fatal: Deutschlands öffentliche und 
private Forschungsausgaben dümpeln noch immer bei 
2,5 Prozent der Wirtschaftsleistung, obwohl seit einer 
gefühlten Ewigkeit über das Drei-Prozent-Ziel debat-
tiert wird. Und längst ist das Land nicht mehr, was es 
so gern behauptet zu sein � das »Land der Ideen«. In 
Europa sind mittlerweile Dänemark, Schweden und 
Finnland laut HWWI-Ranking innovationsfähiger. 
Nicht zuletzt, weil alle drei Länder ihr Forschungsbud-
get in den vergangenen Jahren deutlich aufgestockt ha-
ben. Auch außerhalb von Europa machen immer mehr 
Länder eine engagierte Forschungspolitik.

Wenn im Sommer Angela Merkel und ihr Heraus-
forderer im Fernsehen aufeinandertreffen, sollte all das 
zur Sprache kommen. Es ist höchste Zeit für ein Wissen
schaftsduell! Ein Duell, das den Wählern zeigt, wer das 
Zeug zum Kanzler einer Wissensrepublik hat, wer die 

Ausschreibung gründlich studiert hat. Der ideale Kan-
didat würde die Chance ergreifen und die nicht unbe-
rechtigte Furcht zerstreuen, nach der Wahl könnte aus-
gerechnet an Forschung und Bildung gespart werden 
� schließlich müssen ja Abwrackprämie, Rettungspake-
te und all die Wahlgeschenke abbezahlt werden. Er 
würde erklären, dass er die Wissenschaft gerade wegen 
der Krise stärker fördern muss als zuvor. Schwer wäre 
das nicht zu vermitteln. Denn auch das zeigt die von 
HWWI und ZEIT Wissen veröffentlichte Studie: Würden 
die forschungsintensiven Wirtschaftszweige im globa-
len Wettbewerb zurückfallen und nur um zehn Prozent 
schrumpfen, gingen fast 700 000 Jobs verloren.

Natürlich geht es um weit mehr als Geld. Ein guter 
Bewerber würde auch keinen Zweifel daran lassen, 
dass er ein großer Fan der Wissenschaft ist. Er würde 
noch im Fernsehstudio die besten Forscher Deutsch-
lands einladen, ihre Ideen mit ihm zu diskutieren (sie-
he Seite 32 bis 40). Er würde vor Millionen Zuschauern 
schwärmen, dass Forscher täglich in faszinierende Wel-

ten vordringen, die noch nie ein Mensch zuvor gesehen 
hat. Er würde ihnen erklären, dass Forschen weit mehr 
ist, als nach schwarzen Löchern und dem Higgs-Boson 
zu spähen. Dass es auch viel mit ihnen und ihrem All-
tag zu tun hat, mit elementaren Fragen, etwa wie man 
Krankheiten heilt, Lebensmittel sicher macht oder 
Hochwasser verhindert. Und er würde vor allem auch 
die Jungen vor den Bildschirmen mitreißen, die der 
Wissenschaft so dringend als Nachwuchs fehlen. 

Selbstverständlich muss der künftige Kanzler nicht 
aus dem Stand erklären können, wie sich A/H1N1-
Grippeviren vermehren, aber er muss es verstehen und 
vermitteln können. Das gilt erst recht für strittige The-
men wie die Stammzell- und Gentechnikforschung. Er 
sollte ideologiefreie Debatten anstoßen, anstatt sein 
Land mit populistischen Verboten seiner Chancen zu 
berauben. Das heißt nicht, dass am Ende einer solchen 
Debatte nicht trotzdem ein Verbot stehen kann � aber 
das würde dann zumindest auf Fakten beruhen.

Für den künftigen Kanzler wäre Wissenschaft nicht 
nur ein Gegenstand von Politik, sondern auch eine Me-
thode � eine Haltung, ein Stil. Das heißt nicht, dass er 
selbst aus der Wissenschaft kommen muss, aber er 
würde deren Geist ins Kanzleramt tragen. Vielleicht 
würde er sich sogar Verstärkung holen und einen Chef-
wissenschaftler berufen, der neben dem Forschungs-
minister am Kabinettstisch Platz nimmt. Dieser würde 
dann dafür sorgen, dass die Ministerriege nicht den 
Bezug zu denen verliert, deren Job es ist, wahr und 
falsch zu unterscheiden � und dass sie Idee und Ideo-
logie nicht vermischt, sondern wirklich nach bestem 
Wissen und Gewissen entscheidet. �



»Die neue Bundesregierung muss sich klar zu gentech-
nisch veränderten Lebensmitteln bekennen. Sie sollte 
sich von Vernunft leiten lassen, nicht von Ideologie! Es 
ist doch klar: Um den Nahrungsbedarf einer wachsen-
den Weltbevölkerung zu decken, müssen wir die land-
wirtschaftlichen Erträge steigern. Entweder zerstören 
wir dazu Natur und machen unberührte Flächen urbar. 
Oder aber wir setzen die grüne Gentechnik ein, um un-
sere ˜cker ergiebiger zu machen und weniger P�anzen-
schutzmittel zu versprühen. Insofern ist ein Bekenntnis 
zur grünen Gentechnik auch eines zum Naturschutz.

Die Krux ist, dass die zuständigen Minister wenig 
von Biologie verstehen und lieber auf Greenpeace hö-
ren als auf Wissenschaftler. Sie schüren ˜ngste und be-
haupten, die Deutschen wollten keine Gen-Lebensmit-
tel. Das stimmt nicht! Die Menschen wollen gesundes 
und preiswertes Essen, und das kann sehr gut aus gen-
technisch gezüchteten Sorten produziert werden. Bis-
her hat es keinen nachweisbaren Schaden für Mensch 

und Umwelt gegeben, obwohl die P�anzen weltweit 
auf einer Fläche angebaut werden, die dreimal größer ist 
als Deutschland. Warum sollten Corn�akes aus Genmais 
ausgerechnet für die Deutschen schädlich sein? 

Wenn wir den Anschluss in der P�anzenzüchtung 
nicht verlieren wollen, brauchen wir dringend Geneh-
migungsverfahren, die weniger restriktiv sind. Und wir 
müssen diejenigen hart bestrafen, die in Nacht-und-
Nebel-Aktionen unsere Felder verwüsten. 

Wenn Forscher ins Ausland abwandern, weil hier 
keine Wissenschaft auf Weltniveau möglich ist, trifft 
das auch die Wirtschaft hart: Deutschland wird dann 
Saatgut importieren müssen, anstatt es wie heute zu 
exportieren. So etwas haben wir in den Achtzigern be-
reits in der Pharmabranche erlebt. Damals wurde 
Hoechst zehn Jahre lang die Genehmigung verweigert, 
Insulin gentechnisch herzustellen, es wurde am Ende 
eingeführt. Abgesehen von dem großen Verlust, hat das 
die deutsche Genforschung entscheidend behindert.«

»Wir müssen uns jetzt auf die internationale Klimapoli-
tik konzentrieren. Zunächst sollte die neue Regierung 
darauf hinwirken, dass der europäische Emissionshan-
del reformiert wird. Bisher beschränkt dieser sich ja vor 
allem auf den Strommarkt. Es müssen also vor allem 
Konzerne Zerti�kate kaufen, deren Kraftwerke mehr 
CO

2
 erzeugen, als ihnen zusteht. Wenn wir unsere 

Emissionen wirklich drastisch senken wollen, müssen 
wir aber alle Sektoren berücksichtigen, in denen CO

2
 

entsteht, auch den Verkehrs- und den Gebäudesektor.
Da wir jedoch nicht den Ausstoß jedes Schornsteins 

und jedes Auspuffs messen können, sollten wir das 
System auf die sogenannte erste Handelsstufe ver-
lagern. Dann müsste bereits Zerti�kate kaufen, wer 
fossile Energieträger in den Wirtschaftskreislauf bringt, 
also Fördergesellschaften und Importeure. Benzin zum 
Tanken und Gas zum Heizen würden ebenso berück-
sichtigt wie Kohle für Kraftwerke. Und der Markt könn-
te den billigsten Weg �nden, um CO

2
 zu vermeiden. 

Zudem sollten wir uns schon jetzt überlegen, wie 
man den europäischen Handel mit dem verbinden 
kann, der gerade in den USA entsteht. Ein transatlanti-
sches System gäbe Staaten wie China und Indien den 
Anstoß, ihre ablehnende Haltung zu überdenken.

Und schließlich müssen wir uns auf eine Renais-
sance der Kohle einstellen. Warum? Einfach, weil wir so 
viel davon haben, dass wir unser Klima locker dreimal 
ruinieren könnten. Je nach Abschätzung reichen die 
Vorräte noch für 600 bis 800 Jahre. Wenn sich die Welt-
wirtschaft wieder erholt, werden Staaten wie China 
und Indien vermehrt Kohle im Stromsektor nutzen.

Sicher müssen wir alternative Energieträger för-
dern, wir müssen aber auch die CCS-Technik weiter 
erforschen, das Abscheiden und das unterirdische Ein-
lagern von CO

2
. Wir sollten daher schnell 10, 15 Ver-

suchsanlagen in Europa errichten. Noch weiß niemand, 
ob diese Technik wirklich im großen Maßstab funktio-
niert. Wir wissen nur: Sie hat ein großes Potenzial.«



»Es ist Zeit, dass wir Deutschen ein eigenes Mondpro-
gramm entwickeln und zur Initialzündung ein Raum-
schiff zum Mond schicken. Lange war ja auch hierzulan-
de die Haltung verbreitet: Der Mensch war schon auf 
dem Mond, also wissen wir alles. Doch tatsächlich gibt 
es noch immer viel zu entdecken, zumal wir jetzt einen 
breiteren Wissenshorizont und bessere Technik haben.

Es gibt gute Gründe, diese Mission allein zu wagen, 
mit eigenen Zielen, eigenen Forschern, eigenen Tech-
nologien. Die Europäische Weltraumorganisation (Esa) 
ist derzeit mit dem Mars zu beschäftigt und könnte ein 
konkurrenzfähiges Mondprogramm nicht schnell genug 
anstoßen. Zudem könnten wir auf einer eigenen Mission 
unsere Ideen besser umsetzen und uns auf die Führung 
eines künftigen Esa-Mondprogramms vorbereiten. 

Schließlich steht uns ein neues Wettrennen zum 
Mond bevor. Dieser wird uns in 50 Jahren nicht nur als 
Forschungsobjekt und Teleskopstandort dienen, son-
dern auch als Rohstoffquelle. Um als Partner bei der 

Erschließung ernst genommen zu werden, müssen wir 
zeigen, dass wir eine Mission technisch, politisch und 
wirtschaftlich bewerkstelligen können. Das wäre unse-
re Eintrittskarte in den Zirkel der Mond-Explorateure.

Die Mission würde nicht zu viel kosten, nur 350 Mil
lionen Euro in fünf Jahren, weniger, als China von uns 
als frei verfügbare Entwicklungshilfe erhält. Und sie 
würde sich bestimmt eher auszahlen. Wir dürfen diese 
historische Chance nicht verpassen! Natürlich wäre die 
Mission nur der Auftakt für ein größeres Programm, das 
Deutsche und Europäer mit anderen planen könnten. 

Langfristig muss Europa auch darüber nachdenken, 
neben automatischen Sonden Menschen zum Mond 
zu schicken. Wollen wir dort Rohstoffe fördern, muss 
jemand vor Ort die Infrastruktur aufbauen, Roboter 
werden das nicht leisten können. Und man darf nicht 
vergessen: Die bemannte Raumfahrt ist ein uralter 
Traum, seine Erfüllung schafft Begeisterung für Wis-
senschaft und Technologie. Und die bringt uns voran.«

Natürlich wünschen wir uns eine starke Förderung 
der Forschung. Unverzichtbar sind die Fortsetzung der 
Exzellenzinitiative und des Hochschulpaktes sowie ei-
ne jährliche Budgetsteigerung von fünf Prozent im Pakt 
für Forschung und Innovation. Sehr wichtig sind aber 
auch die richtigen Rahmenbedingungen, damit die 
Wissenschaft ihre Ressourcen möglichst effektiv nut-
zen kann. Dazu gehört, dass Forschungsinstitute und 
Universitäten größere Freiheiten genießen sollten, um 
mit ausländischen Konkurrenten mithalten zu können. 
Wollen wir die besten Leute in Deutschland halten 
oder aus dem Ausland hierher holen, müssen wir ih-
nen attraktive Pakete schnüren können. Dazu gehört 
ein leistungsgerechtes Gehalt, vielleicht auch eine 
Wohnung und das Schulgeld für die Kinder.

Gleichzeitig brauchen wir eine viel liberalere Ein-
wanderungspolitik. Der deutschen Forschung mangelt 
es � vor allem in den Natur- und Ingenieurwissenschaf-
ten � an Nachwuchs. Daher müssen wir es quali�zier-

ten Menschen aus aller Welt ermöglichen, hier zu leben 
und zu arbeiten � das gilt für Doktoranden und junge 
Forscher ebenso wie für sehr renommierte.

Sehr wichtig wäre es schließlich, die Zuständigkei-
ten für Zukunftsthemen zu bündeln, am besten unter 
einem Ministerium für Innovation. Bei den wichtigsten 
Themen herrscht heute ein ungeheurer Abstimmungs-
bedarf: In Energiefragen etwa mischen nicht nur das 
Wirtschafts- und das Forschungsministerium mit, son-
dern oft auch noch die Ministerien für Umwelt, Verkehr 
und Landwirtschaft. Alle Ressortegoismen zu überwin-
den, um eine gemeinsame Linie zu �nden und schnell 
Projekte im großen Stil anzustoßen, ist eine riesige He-
rausforderung. In der Biomedizin ist es nicht anders � 
da muss sich das Forschungs- mit dem Gesundheits-
ministerium einigen. Ein Innovationsminister hätte in 
der nächsten Legislaturperiode die Chance, schnell die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass der Standort 
Deutschland auch weiter ganz vorn mitschwingt.«




